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Gefekblatt 
für Die Freie Stadt Danzig 


Nr. 73 Ausgegeben Danzig, den 19. September 1934 


, , d S. 697 
Zweite Ausführungsverordnung zur Rechtsverordnung betr. das Jagdrecht vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223) S. 697 


von Wohnungen und für den Umbau ſonſtiger Räume zu Wohnungen S. 698 
Verordnung zur Ergänzung der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. S. 700 


Le 
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Bekanntmachung betr. die Ratifizierung der in Genf am 9. Dezember 1923 geſchloſſenen Abkommen 
über die Durchleitung elektriſcher Kraft und über die Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen 


mehrere Städten beteiligt Td hdd 8 S. 701 
Berichtigufit ggg 8 S. 701 
229 Fünfte Verordnung 
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zur Ergänzung und Durchführung der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapital⸗ 
herabſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 
(G. Bl. S. 105). i 
Vom 11. September 1934. 1 


Auf Grund des Art. IV der Rechtsverordnung über Anderung des Aktienrechts, Kapitalherab⸗ 
ſetzung in erleichterter Form und einmalige Bilanzierungserleichterungen vom 2. Februar 1932 (G. Bl. 
S. 105) wird folgendes verordnet: 

Artikel I 

Artikel I Satz 1 der Dritten Durchführungsverordnung vom 11. November 1933 (G. Bl. S. 527) 
erhält folgende Faſſung: 

Wird das Grundkapital einer Aktiengeſellſchaft in erleichterter Form herabgeſetzt, ſo müſſen 
im Falle der Zuſammenlegung von Aktien die zuſammengelegten Aktien auf einen Betrag 
von 100, 500 und 1000 Gulden lauten, es ſei denn, daß die Aktien vor der Zuſammenlegung 
über einen geringeren Betrag als 100 Gulden lauteten. we +3 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit Rückwirkung vom 15. November 1933 in Kraft. 


Danzig, den 11. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Hoppenrath Batzer 


230 Zweite Ausführungs verordnung 


zur Rechtsverordnung betreffend das Jagdrecht vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223). 
Vom 4. September 1934. 


81 
Auf Grund von § 93 der Danziger Jagdordnung vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223) wird 
folgendes angeordnet: 
Die Ausführungsverordnung zur Rechtsverordnung betreffend das Jagdrecht vom 28. März 1934 
vom 26. April 1934 (G. Bl. S. 281) wird dahin ergänzt: 
„Bei Verluſt eines Jagdſcheines kann von der Ausſtellungsbehörde, die den Jagdſchein 
ausgeſtellt hat, eine Zweitſchrift gegen eine Verwaltungsgebühr von 2,— Gulden ausgefertigt 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 9. 1934.) 


698 
werden. Der Jagdſchein it jedoch mit dem ausdrücklichen und deutlichen Vermerk „Zweit⸗ 
ſchrift“ zu verſehen.“ 
8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


231 Verordnung 


betreffend die Verausgabung und Behandlung von Zinsvergütungsſcheinen im Anſchluß an gewährte 
Zuſchüſſe für Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeiten an Gebäuden, für die Teilung von Wohnungen 
! und für den Ambau ſonſtiger Räume zu Wohnungen. 
Vom 17. Auguſt 1934. 


Auf Grund des Artikels V, Ziffer 2 der Verordnung zur Belebung der Wirtſchaft, insbeſondere 


zur Entlaſtung des Hausbeſitzes vom 11. Juli 1933: (G. Bl. S. 309) wird folgendes verordnet: 


(2) Der Anſpruch auf Ausgabe von Zinsvergütungsſcheinen iſt nicht übertragbar. 
82 


Die Zinsvergütungsſcheine lauten auf den Inhaber und werden von dem auf ihnen angegebenen 
Zeitpunkt ab von den im Stamm bezeichneten Kaſſen in bar eingelöſt. Sie lauten auf 1, 2, 5, 10 
oder 50 Gulden. 

Ss 3 

(1) Je ſechs Zinsvergütungsſcheine in gleichen Beträgen ſind mit einem Stamm verbunden (vergl. 
Muſter). Auf jedem Schein iſt der Zeitpunkt angegeben, von dem ab er eingelöſt wird. Die Zeit⸗ 
punkte ſind: > 

3 1. April 1934 auf dem erſten Schein 
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Im Falle ſpäterer Vorlegung der Zinsvergütungsſcheine findet eine Gewährung von Zinſeszinſen 
nicht ſtatt. Letzter Zeitpunkt für die Vorlegung der Zinsvergütungsſcheine zur Einlöſung iſt der 
31. März 1940. Nach dieſem Zeitpunkt beſteht kein Anſpruch auf Einlöſung. 

(2) Die Abtrennung der Zinsvergütungsſcheine vom Stamm darf nur von der Kaſſe, die die 
Scheine einlöſt, erfolgen. Zinsvergütungsſcheine, die vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt 
werden, verlieren ihre Gültigkeit. 

(3) Die Zinsvergütungsſcheine und die zugehörigen Stämme find je nach dem Betrag der cine 
zelnen Scheine von verſchiedener Farbe: 

: die Scheine zu 1 Gulden rot, 
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Stamm zu ſechs A Nr. 000 000 
| 


AR, 


Zinsvergütungsſcheinen 


über je einen Gulden. 
Die anhängenden Ziusvergütungsſcheine werden dem Inhaber 
von der Staashauptkaſſe, der Bank von Danzig, den Poſt⸗ 
ümtern, den Stadt⸗ und Kreis⸗Sparkaſſen von den auf ihnen 
angegebenen Zeitpunkten an bar eingelöſt. 
Danzig, den 15. Juli 1934 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 

er Dr. Rauſchning. Dr. Hoppenrath. 
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Dieſer Zinsvergütungsſchein wird dem Inhaber in der Zeit 
vom 1. April 1939 bis 31. März 1940 mit 1 Gulden von 
den im Stamm bezeichneten Kaſſen bar eingelöſt. Er darf nur 
von der einlöſenden Kaſſe vom Stamm abgetrennt werden. 
Der Zinsvergütungsſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn er 1. April 1939 
vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt wird. | Apr 


Fünfter Zinsvergütungsſchein A Nr. 000 000 


Dieſer Zinsvergütungsſchein wird dem Inhaber in der Zeit 
vom 1. April 1938 bis 31. März 1940 mit 1 Gulden von 
den im Stamm bezeichneten Kaſſen bar eingelöſt. Er darf nur 
von der einlöſenden Kaſſe vom Stamm abgetrennt werden. 
Der Zinsvergütungsſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn er 


Sechſter Zinsvergütungsſchein A Nr. 000000 


vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt wird. 1. April 1938 
Dieſer Zinsvergütungsſchein wird dem Inhaber in der Zeit 
vom 1. April 1937 bis 31. März 1940 mit 1 Gulden von 
den im Stamm bezeichneten Kaſſen bar eingelöft. Er darf nur 
von der einlöſenden Kaſſe vom Stamm abgetrennt werden. 
Der Zinsvergütungsſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn er il 1937 
vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt wird. 1. April 193 
„.. —! —. —. | 


Dritter Zins vergütungsſchein A Nr. 0007000 


Dieſer Zinsvergütungsſchein wird dem Inhaber in der Zeit 
vom 1. April 1936 bis 31. März 1940 mit 1 Gulden von 
den im Stamm bezeichneten Kaſſen bar eingelöſt. Er darf nur 
von der einlöſenden Kaſſe vom Stamm abgetrennt werden. 
Der Zinsvergütungsſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn er 


Vierter Zinsvergütungsſchein A Nr. 000000 
vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt wird. | 1, April 1936 


vom 1. April 1935 bis 31. März 1940 mit 1 Gulden von 

den im Stamm bezeichneten Kaſſen bar eingelöſt. Er darf nur 

von der einlöſenden Kaſſe vom Stamm abgetrennt werden. 

Der Zinsvergütungsſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn er 1935 
vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt wird. 1. April 


Zweiter Zinsvergütungsſchein A Nr. 000 000 
Dieſer Zinsvergütungsſchein wird dem Inhaber in der Zeit 2 


vom 1. April 1934 bis 31. März 1940 mit 1 Gulden von 

den im Stamm bezeichneten Kaſſen bar eingelöſt. Er darf nur 

von der einlöſenden Kaſſe vom Stamm abgetrennt werden. 

Der Zinsvergütungsſchein verliert ſeine Gültigkeit, wenn er A 1934 
vor der Vorlegung zur Einlöſung abgetrennt wird. 1. April 19 


Größe 12,5 mal 42,5 cm, 


Erſter Zinsvergütungsſchein A Nr. 000000 
Dieſer Zinsvergütungsſchein wird dem Inhaber in der Zeit 1 
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§ 4 
Zinsvergütungsſcheine, die fo beſchädigt find, daß die Prüfung ihrer Echtheit nicht mehr möglich 
iſt, ſind von der Einlöſung ausgeſchloſſen. 
8 5 

Die Steuerämter und Steuerkaſſen ſind nicht berechtigt, wegen rüdjtändiger Steuerſchulden des 

Empfängers der Zinsvergütungsſcheine ein Zurückbehaltungsrecht an den Scheinen auszuüben. 
§ 6 

(1) Die Zinsvergütungsſcheine find, ſolange jie mit dem Stamm verbunden ſind, übertragbar, 
jedoch nicht pfändbar. Sie ſind nicht zum Handel an der Börſe zugelaſſen. 

(2) Anſchaffungsgeſchäfte über Zinsvergütungsſcheine unterliegen nicht der Börſen⸗Umſatzſteuer. 
Aus Anlaß der Ausgabe, Übertragung oder Verpfändung von Zinsvergütungsſcheinen dürfen Ge⸗ 
meindeſteuern nicht erhoben werden. 

§ 7 

Für verloren gegangene oder ſonſt abhanden gekommene Zinsvergütungsſcheine wird kein Erſatz 
gewährt. 

§ 8 

Die Zuſchußempfänger erhalten vom Senat bezw. von den zuſtändigen Stellen (Wohnungsamt | 
in Danzig, Magiſtrat der Stadt Zoppot, Kreisausſchüſſe der drei Landkreiſe) zunächſt eine Benachrich⸗ 
tigung über die Höhe der ihnen zuſtehenden Zinsvergütungsſcheine. Die Ausgabe der vom Senat 
der Freien Stadt Danzig ausgeſtellten Zinsvergütungsſcheine erfolgt an den Empfangsberechtigten 
durch folgende Kaſſen: 

a) im Stadtbezirk Danzig durch die Staats hauptkaſſe, Danzig, 

b) im Stadtbezirk Zoppot durch die Stadthauptkaſſe, Zoppot, 

c) in den 3 Landkreiſen durch die zuſtändigen Kreiskommunalkaſſen. 


| § 9 
Die Verordnung tritt vom 1. April 1934 rückwirkend in Kraft. 


Danzig, den 17. Auguſt 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath Huth 


232 Verordnung 
zur Ergänzung der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 
Vom 8. September 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


Die §§ 1442 Abſ. 1, 1443 der Reichsverſicherungsordnung und die $$ 168 Abſ. 1, 169 des An⸗ 
geſtelltenverſicherungsgeſetzes erhalten folgenden Zuſatz: 

Der Senat — Abt. Sozialverſicherung — kann zur Vermeidung unbilliger Härten nach An⸗ 
hörung des Verſicherungsträgers allgemein und im Einzelfall Ausnahmen zulaſſen und Näheres 
hierzu beſtimmen. 

Artikel I 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 8. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 
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233 Ausführungs verordnung 
für die Verordnung zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden⸗ und der Angeſtelltenverſicherung 
vom 11. 7. 1934 (G. Bl. S. 532). 
Vom 7. September 1934. 
Auf Grund des § 30 der Verordnung zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden⸗ und 
der Angeſtelltenverſicherung vom 11. 7. 1934 (G. Bl. S. 532) wird folgendes verordnet: 
Artikel I 
Zu § 21 
Der Senat kann neben der Beſtimmung des Betrages, bis zu welchem das Vermögen in den im 
§ 26 Nr. 1 der Reichsverſicherungsordnung und § 190 Nr. 1 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes ge⸗ 
nannten Forderungen anzulegen iſt, auch Anweiſungen über die Anlegung dieſes Betrages ſelbſt erlaſſen. 
Artikel U 
Die Beſtimmungen dieſer Verordnung treten mit demſelben Zeitpunkt in Kraft, mit dem die Vor⸗ 
ſchrift, zu deren Ausführung ſie beſtimmt iſt, in Kraft getreten iſt. 
Danzig, den 7. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


234 Bekanntmachung 
betr. die Ratifizierung der in Genf am 9. Dezember 1923 geſchloſſenen Abkommen über die Durchleitung 
elektriſcher Kraft und über die Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen mehrere 
Staaten beteiligt find. 
Vom 26. Auguſt 1934. 


Nach einer Mitteilung der diplomatiſchen Vertretung der Republik Polen in Danzig ſind im 
Namen der Freien Stadt Danzig am 17. Mai 1934 im Sekretariat des Völkerbundes in Genf die Ra⸗ 
lifikationsurkunden zu folgenden in Genf am 9. Dezember 1923 unterzeichneten Abkommen niedergelegt 
worden: 

a) Abkommen betr. die Durchleitung elektriſcher Kraft und Anterzeichnungsprotokoll, 

b) Abkommen betr. die Bewirtſchaftung von Waſſerkräften, an denen mehrere Staaten beteiligt 

find und Unterzeichnungsprotokoll. 

Die genannten Abkommen (veröffentlicht im Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1925, Seite 
313 ff.) find nach Erfüllung der Vorausſetzungen des Artikels 18 der Abkommen in Kraft getreten 
und zwar für die Freie Stadt Danzig gemäß Artikel 18 Abſ. 1 Satz 2 der Abkommen am 16. Auguſt 
1934. 

Danzig, den 26. Auguſt 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Huth 


235 Berichtigung. 
In der Rechtsverordnung betreffend das Jagdrecht vom 28. März 1934 (G. Bl. S. 223) iſt fol⸗ 
gendes zu berichtigen: 
a) In § 78 ijt anſtelle des Wortes „und“ das Wort „bis“ zu ſetzen. 
b) In 8 8s letzte Zeile iſt anſtelle des Wortes „jedem“ das Wort „dem“ zu ſetzen. 
Danzig, den 4. September 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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